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Tromsø-Konvention ratifizieren und einheitlichen Mindeststandard für den Zugang zu 

Informationen in ganz Deutschland schaffen! 

Die IFK fordert die neue Bundesregierung auf, die Tromsø-Konvention in der neuen Legisla-

turperiode zu unterzeichnen und das Ratifizierungsverfahren einzuleiten.  

Am 1. Dezember 2020 ist die Konvention Nr. 205 des Europarats über den Zugang zu amtli-

chen Dokumenten (Tromsø-Konvention) vom 18. Juni 2009 ohne deutsche Beteiligung in Kraft 

getreten.  

Bei der Konvention handelt es sich um einen völkerrechtlichen Vertrag, der seine Mitgliedstaa-

ten verpflichtet, im Wege der nationalen Gesetzgebung ein allgemeines Recht auf Zugang zu 

amtlichen Dokumenten der öffentlichen Verwaltung zu schaffen und dabei Mindeststandards 

bei der Bearbeitung von Informationszugangsanträgen festzulegen. Die Konvention gilt damit 

als weltweit erstes internationales Abkommen, das ein generelles Recht auf Informationszu-

gang zu amtlichen Dokumenten konstituiert. Im Falle des Verstoßes eines Vertragsstaates 

kann der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte angerufen werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat auf eine Unterzeichnung und Ratifikation des Vertrags 

bisher verzichtet. Die letzte Bundesregierung argumentierte, dass mit dem Informationsfrei-

heitsgesetz des Bundes (IFG) ein solcher Mindeststandard für ganz Deutschland bereits ge-

schaffen und das Ziel der Konvention erreicht sei. Eine Ratifikation sei daher nicht notwendig. 

Diese Auffassung ist unzutreffend, denn das IFG gilt nur für den Bund, nicht jedoch für die 

Länder. Nicht alle Länder haben ein Informationsfreiheitsgesetz mit Landesbeauftragten für 

die Informationsfreiheit geschaffen. Bayern, Niedersachsen und Sachsen haben derzeit weder 

Informationsfreiheitsgesetze noch entsprechende Landesbeauftragte. Ein einheitlicher Min-

deststandard für den Zugang zu Informationen, den die Konvention vorsieht, existiert in 

Deutschland daher nicht. 

Hinzukommt, dass sich die Regelungen der Konvention nicht vollkommen mit den Vorschriften 

der bereits vorhandenen Informationsfreiheitsgesetze des Bundes und der Länder decken. Die 

Konvention ist insbesondere bei der Erhebung von Gebühren wesentlich bürgerfreundlicher 

als das deutsche Recht. 

Wer Transparenz und Informationsfreiheit dauerhaft verwirklichen will, muss den Zugang zu 

amtlichen Informationen auch völkerrechtlich garantieren. Mehr als zwölf Jahre nach Entste-

hung des Abkommens wird es höchste Zeit, dass Deutschland sich zu einem europaweiten 

Mindeststandard für den Informationszugang bekennt. 

 


